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Wissenswertes 

Keine Anw ltspflicht 
Vor dem Bundesverw ltungsgericht besteht keine 
Anw ltspflicht, d s heißt, die P rteien br uchen keine 
Rechts nwältin bzw. keinen Rechts nw lt zu ihrer 
Vertretung. Jeder P rtei steht es  ber frei, eine:n 
Rechtsvertreter:in für d s Beschwerdeverf hren zu 
bevollmächtigen. 

Verf hrenshilfe 
Es besteht die Möglichkeit, für Verf hren  m Bundes-
verw ltungsgericht einen Antr g  uf Bewilligung der 
Verf hrenshilfe zu stellen. D durch können Sie von 
 llenf lls  nf llenden Kosten befreit werden (z.B. Gerichts-
gebühren, Gebühren der S chverständigen oder 
Dolmetscher:innen). 

Aufschiebende Wirkung 
Bescheidbeschwerden kommt grundsätzlich  ufschiebende 
Wirkung zu; diese k nn unter bestimmten Vor us-
setzungen  usgeschlossen werden. Keine  ufschiebende 
Wirkung kommt M ßn hmenbeschwerden zu;diese k nn 
 ber  uf Antr g zuerk nnt werden. 

Mehr Inform tionen zum 
Bundesverw ltungsgericht 

finden Sie unter 
www.bvwg.gv. t. 
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Das Bundes erwaltungsgericht 
(BVwG) 

WANN das BVwG für Ihr 
Anliegen zuständig ist 

WO und WIE Sie Ihre Beschwerde 
einbringen müssen 

D s Bundesverw ltungsgericht ist österreichweit die 
zentr le Anl ufstelle für Beschwerden in Angelegen-
heiten der unmittelb ren Bundesverw ltung (mit Aus-
n hme des Fin nzrechts). 

Am Bundesverw ltungsgericht h ben Sie die Möglich-
keit, Entscheidungen von Behörden durch weisungsfreie 
und un bhängige Richter:innen überprüfen zu l ssen. 

Folgende Bereiche f llen in die Zuständigkeit des 
Bundesverw ltungsgerichts: 

Sozi les 
wie etw  Arbeitslosengeld, Behinderten ngelegenheiten, 
Ausländerbeschäftigung 

Asyl und fremdenrechtliche Angelegenheiten 
wie etw  Anträge  uf intern tion len Schutz, Schubh ft, 
Vis verf hren 

Wirtsch ft, Kommunik tion, Verkehr und Umwelt 
wie etw  Verg be von öffentlichen Aufträgen, 
Angelegenheiten der Fin nzm rkt ufsicht, Umwelt-
verträglichkeitsprüfung 

Persönliche Rechte 
wie etw  D tenschutz, Studienförderung oder schul-
rechtliche Fr gen 

D s Bundesverw ltungsgericht ist für Sie zuständig: 

Bescheidbeschwerde 
Wenn Sie ein Rechtsmittel gegen eine Entscheidung 
einer Bundesbehörde einbringen wollen. 

Säumnisbeschwerde 
Wenn eine Behörde die gesetzliche Entscheidungsfrist 
überschritten h t und d her säumig ist. 

M ßn hmenbeschwerde 
Wenn ein Behördenorg n gegen Sie einen individuellen 
Befehl  usspricht oder Ihnen gegenüber Zw ng 
 nwendet und Sie dieses Verh lten für rechtswidrig 
er chten. 

Die Beschwerde muss bei jener Behörde eingebr cht 
werden, die den Bescheid  usgestellt h t (Bescheid-
beschwerde) oder mit ihrer Entscheidung säumig ist 
(Säumnisbeschwerde). 

Eine M ßn hmenbeschwerde ist direkt beim Bundes-
verw ltungsgericht einzubringen. 

Die Beschwerdefrist ist in der Rechtsmittelbelehrung des 
Bescheides  ngeführt und beträgt in der Regel vier 
Wochen  b Zustellung des Bescheides. Die Frist für die 
M ßn hmen-beschwerde beträgt sechs Wochen. 

Die Beschwerde muss folgende Inform tionen beinh lten: 

● gen uer N me der Behörde, die die Entscheidung 
getroffen h t 

● Bezeichnung der Entscheidung, die bekämpft wird 
(Bescheid-Geschäftsz hl, D tum des Bescheides) 

● kurze D rstellung des m ßgeblichen S chverh lts 
und Begründung, w rum Sie mit der Entscheidung – 
oder Teilen d von – nicht einverst nden sind 

● D rlegung, wie Ihrer Meinung n ch  nders 
entschieden werden sollte 

● Ang ben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob 
die Beschwerde rechtzeitig eingebr cht ist 

Die Gebühr für die Einbringung der Beschwerde beträgt 
grundsätzlich 30 Euro. In einigen Bereichen (vor  llem in 
Sozi l- und Asylverf hren) entfällt diese. In m nchen 
Bereichen (etw  bei Verg beverf hren) ist eine höhere 
Gebühr vorgesehen. 


